
ATweITSGERIcHTSHoF

Des Lnruoes NoRDRHETn-WeSTFALEN

BescHLUss

1 AGH 23t20

ln Sachen

des Rechtsanwalts Dr. Martin Riemer, Pingsdorfer Str. 89, 50321 Brühl,

gegen

das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten

desgerichts Köln, Reichensperger Platz 1,

Klägers,

durch die Präsidentin des Oberlan-

50670 Köln,

Beklagten,

hat der 1. Senat des Anwaltsgerichtshofs für das Land Nordrhein-Westfalen

durch



Rechtsanwalt Lungerich als Vorsitzender,

Rechtsanwalt Prof. Dr. Frieser

Rechtsanwalt Pliester

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Kili man n,

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Braams

als beisitzende Richter,

am 2. Juni 2021

beschlossen

Der Rechtsweg vor den Anwaltsgerichtshof wird für unzulässig erkläñ.

Der Rechtsstreit wird an das Venrualtungsgericht Köln venviesen.

Der Streitwert wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt,

fatbestand

Mit Schreiben vom 18.0'1 .2016 (Bl. 1 BA) stellte Frau H{¡ OrÞ Gf aus Brühl

Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe zum Landgericht Köln und bean-

tragte die Beiordnung des Klägers. Sie machte geltend, Klage gegen Frau S#¡
Ül als lnhaberin des Dgp 0tBdt Kosmetik lnstituts - Dauerhafte Haare aus

Bülmit dem Ziel einer Verurteilung auf Zahlung von Schmerzensgeld (Mindest-

vorstellung 5.000 Euro) und Ersatz materieller Schäden erheben zu wollen. Sie

trug dazu vor, bei einer Laserbehandlung zur Entfernung von Gesichtshaaren

massiv im Gesicht verbrannt worden zu sein.

Nach Beiordnung des Klägers erhob dieser für Frau Gl Klage mit dem Antrag die

Beklagte auf Zahlung eines angemessenen Schmerzensgeldes sowie auf Fest-

stellung sämtlicher materieller Schäden. Nach Einholung eines hautfachärztlichen



Sachverständigengutachtens (Bl. 249 ff BA), einer Streitverkündung gegenüber

der hiesigen Beklagten im Hinblick auf $ 198 GVG (Bl. 291 BA), der persönlichen

Anhörung der Klägerin und der Beklagten (Bl. 360 R, 363 R BA) sowie der Anhö-

rung des Sachverständigen (Bl, 365 BA) gab das Landgericht Köln durch Urteil

vom 16,08.2019 (Bl,394 BA) der Klage der Mandantin des Klägers unter Klage-

abweisung im Übrigen teilweise statt und verurteilte die Beklagte zur Zahlung ei-

nes Schmerzensgeldbetrages von 500 Euro; die Kosten des Rechtsstreits wurden

der Klägerin auferlegt. Es ließe sich feststellen, dass die Klägerin, durch eine feh-

lerhafte Behandlung Verbrennungen im Gesicht erlitten habe. Gegen dieses Urteil

legte der Kläger für seine Mandantin Berufung unter Verfolgung der erstinstanzli-

chen Klageanträge ein (Bl. 443 BA); die Beklagte legte Anschlussrechtsmittel ein

(8r.487 BA),

Mit Beschluss vom 06.04.2020 (Bl. 509 BA) wies das OLG Köln (5 U 175t19) da-

rauf hin, dass es beabsichtige, die Berufung der Klägerin durch Beschluss gemäß

S 522 Abs. 2 ZPO als unbegründetzurückzuweisen. ln diesem Beschluss heißt es

im Zusammenhang damit, dass die Bemessung des Schmerzensgeldes durch das

Landgericht angemessen gewesen sei (Bl, S10 R GA) ua. wie folgt:

,,Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass die von der Klägerin beschrie-

bene gravierendste Verletzungsfolge, nämlich die Bläschenbildung, nur für eine

kurze Zeit bestanden hat - Bläschen waren nicht sichtbar bei Wiedervorstellung

bei der Beklagten, sind durch das Marienhospital nicht dokumentiert und lagen

nicht mehr am 22.09.2014 bei Aufsuchen der Hautärztin vor - und eine stark be-

ei nträchti gende Behand I u ng nicht erforderlich wa r".

Gegen die ebenfalls durch Beschluss des OLG Köln vom 06.04.2020 ausgespro-

chene Zurückweisung des Prozesskostenhilfeantrags legte der Kläger mit Schrift-

satz vom 15.05.2020 (Bl. 524 BA) Beschwerde ein und legte dar, dass das OLG

zu Unrecht die Voraussetzungen des S 522 Abs. 2 ZpO annehme.

Mit Schriftsatz vom 17.05.2020, der im Anschluss an die Angabe des Kurzrubrums

an den Vorsitzenden des 5. Zivilsenats des OLG persönlich gerichtet ist, heißt es

ua. wie folgt:



,,Sehr geehrter Herr Dr. Thurn,

ich spreche Sie hier unmittelbar selber an.

Dass Sie in den Entscheidungen..., Hier und da kleine Spitzen gegen

mich richten, ertrage ich mit Fassung: lch habe diese provoziert und kann

einstecken.

Aber lassen Sie lhren Unmut über meine Prozessvertretung bitte nicht an

meinen Mandaten aus, sondern kommen damit persönlich zu mir.

Es bezieht nicht jeder den Vorzug eines mit 70% ruhestandsfähigen R3-

Gehaltes."

Mit Beschluss vom 10.06.2020 (Bl. 703 BA) wies das OLG Köln die Berufung der

Mandantin (der dortigen Klägerin) zurück und führte dabei ua. wie folgt aus:

,,Der Kammer folgend, sieht der Senat einen Schmerzensgeldanspruch für die

konkret erlittenen Folgen der Verbrennung, die zu einer kurzzeitigen Bläschenbil-

dung und dem Erfordernis der Kühlung und Behandlung durch Salben geführt hat,

als gegeben und mit 500 Euro ausreichend bemessen an".

Mit Schreiben vom 06.07.2020 schrieb der Kläger an seine Mandantin u.a. wie

folgt (Bl. 11 = 32 = 150 GA):

,,Sehr geehrte Frau G...,

das Oberlandesgericht Köln möchte Sie tatsächlich nicht einmal hören und

die Berufung ohne Termin gem. S 522 Abs.2 ZPO zurückweisen.

Mir persönlich unverständlich, aber da kann ich dann auch nichts mehr

machen.

Schreiben Sie doch dem Vorsitzenden Richter des Arzthaftungssenats

vielleicht einmal persönlich an sein ,,häusliches Arbeitszimmer". Gerade

jetzt in den Corona-Zeiten vermute ich ihn überwiegend zu Hause am
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Schreibtisch, so dass es schneller geht, wenn sie sich unmittelbar dorthin

wenden:

Dr. P,,, T...

F.,.weg XX

5... G.

was konkret zu dieser Entscheidung den Ausschlag gegeben hat, kann

ich lhnen nicht sagen. Die Gedankengänge von 
'olG-Richtern 

bleiben

nicht selten im Dunkeln, weil Rechtsmittel gegen ihre Entscheidungen nur

in ca.S - 10 o/o Erfolg haben, Ein früherer Verfassungsrichter, Dieter

Grimm, hat mal bemerkt, dass ein urteil zwar eine Begründung, nicht not-

gedrungen jedoch auch seine Gründe beinhalte. Das könnte hier wohl ge-

nauso gelten.

lch kenne ihn sonst anders, Dieser Senat ist nicht unbedingt dafür be-

kannt, dass er häufig von g 522 Abs. 2 ZPO Gebrauch macht.

Vielleicht sagt Herr Dr. T.., lhnen daher dazu jedoch etwas persönlich,

Schreiben sie ihm jedoch in jedem Falle bitte sehr höflich. Er ist ein älterer

Herr, bereits jenseits der Regelaltersgrenze, der auf gute umgangsformen

gestei gerten Wert legt.

Gewiss ein unbearbeitetes Problem in unserer Justiz ist die fehlende eth-

nische Diversität. Verschiedene Länderjustizminister haben dies auch be-

reits erkannt und bemühen sich, zunehmend geeignete Bewerber/innen

mit Migrationshintergrund ins Richteramt einzustellen. lch denke, dass

sich ,,deutsche Richter" wahrscheinlich nur schwer in lhre Situation als je-

sidische Mutter von sechs Kindern und Flüchtling aus dem Nordirak ein-

fühlen können.

Da ist dann auch leicht eine gewisse Barriere bei gebürtig-deutschen Rich-

tern im Kopf, lhnen für die Berufung Prozesskostenhilfe zu gewähren, weil

unbewusst eine Tendenz mitschwingen kann, wie: Die kriegt doch ohnehin
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schon genug vom Amt; soll der deutsche staat ihr nun auch noch die Be-

rufung bezahlen.

Wenn sich hingegen die Ehefrau des Herrn Senatsvorsitzenden ihre vor-

nehmen Brüste auf einer schadhaften Röhre im Sonnenstudio verbrennen

würde, sich dort - wie es heißt in dem Beschluss vom 10.06.2020 - ,,Bräs-

chen bilden" , die ,,mit Salbe behandelt" werden, was an Auswirkungen

deutlich noch hinter lhren Gesichtsverbrennungen zurückbleiben würde,

und er ihr in dieser Situation einstweilen fernzubleiben hätte, glaube ich

kaum, dass er es nachvollziehen könnte, wenn der Haushaltskasse für

entgangene Ehefreuden sodann lediglich 500 € zugesprochen würden.

(Bereits verbrannte Haare beim Friseur bringen das Doppelte ein,).

Darin liegt jedoch möglichenryeise der Unterschied: Sie sind aus der Per-

spektive deutsche [sic] OlG-Richter eben eher so etwas wie ein ,,Kopf-

tuchmädchen". Nicht die Ehefrau eines Justizangehörigen.

Es können natürlich auch andere Gründe mit ausschlaggebend gewesen

sein. Der Vorsitzende Richter ist z, B. gut mit dem Gegenanwalt bekannt

und hat mit ihm erst im Januar in Köln eine gemeinsame Seminarveran-

staltung gegeben. Möglichenrueise fühlte er sich daher dem Kollegen auf

der Gegenseite unbewusst verpfl ichtet.

Oder er wollte schlicht und ergreifend mit dem Beschluss mich treffen, was

ich nicht ausschließen kann, weil der Senat und ich in den zurückliegen-

den Monaten ein ,,partinsl oft [sic] the ways.' hatten, was den prozessualen

Umfang von Patientenrechten und den Umgang mit den ständig wachsen-

den Verfahrenslaufzeiten bei den Heilbehandlungskammern der Landge-

richte betrifft.

Fragen Sie ihn einfach, lm Rahmen des Staat-Bürger-Dialoges sagt er

lhnen dazu vielleicht etwas, damit sie die Entscheidung besser einordnen

können, ob es an ihnen lag oder an etwas anderem.



Ungerecht und unbefriedigend ist im Ergebnis sicherlich, dass Sie den

Schaden nach den Gesichtsverbrennungen haben - und nun auch noch

die Verfahrenskosten tragen sollen.

Aber trösten Sie sich vielleicht damit, dass auch ich als Rechtsanwalt an

diesem PKH-Mandat nichts verdient habe. Die Prozesskostenhilfe-

Vergütung eines sich über mehr als vier Jahre hinziehenden Arzthaf-

tungsmandats mit mehr als 650 Blatt Verfahrensakte deckt nicht einmal

die Betriebskosten meiner Kanzlei, lch werde solche Mandate zukünftig

nicht mehr annehmen."

Am 07.O7.2L2lrichtete die Mandantin des Klägers ein Schreiben an den VROLG,

indem es u. A, wie folgt heißt (Bl. 14 = 35 = 155 GA):

,,lch möchte mich deswegen persönlich bei lhnen beschweren, weswegen

ich lhnen schreibe. Herr Dr. R. sagte, dass unsere Richter mit ihren sehr

auskömmlichen Gehältern und Pensionen sich das wahrscheinlich gar

nicht vorstellen können, wie es ist, wenn man mit einem Hartz-lV-

Einkommen als Mutter von sechs minderjährigen Kindern nun solche Kos-

ten auferlegt bekommt. Wie soll ich das bezahlen?!"

Das finde ich ziemlich gemein von lhnen."

Mit an das OLG Köln gerichteten Schriftsatz vom 13.07.2020 (Bl. I = 30 = 148

GA) erhob der Kläger seitens seiner Mandantin Gegenvorstellung gegen den Be-

schluss des OLG Köln vom 10.06.2020. ln diesem Schriftsatz, dem das Schreiben

des Klägers vom 06.07.2020 als Anlage beigefügt war, heißt es u.a.:

,,erhebe ich seitens der Berufungsklägerin

Gegenvorstellung

gegen den Beschluss des senats vom 10.6.2020, zugestellt am

29.6.2020.



Der Senat mag ggf. erneut in eine selbstprüfung eintreten, ob er mit die-

sem Beschluss den Anspruch der Klägerin auf rechtliches Gehör noch

gewahrt sieht (lch nicht).

Das Landgericht hat keine Hinweise erteilt, und auch der Senat vermag

anderes nicht zu zitieren, wonach das Feststellungsinteresse nicht hinrei-

chend dargelegt worden wäre. lnsoweit lag eine Überraschungsentschei-

dung vor, die die Zulassung weiteren diesbezüglichen Vortrages in der Be-

rufu ngsi nstanz geb ietet.

Der Senat kennt die dazu ergangenen unzähligen Judikate des Bundesge-

richtshofs und des Bundesverfassungsgerichts noch sehr viel besser, als

ich,

lch zitiere erneut den Herrn Senatsvorsitzenden mit seinem Skript vom

29.1.2020:

Vll. Die Verfahrenskomplizierung von Verfahren durch die Rechtspre-

chung des BGH

Nach einem bekannten - in der forensischen Praxis keineswegs überspitz-

ten Bonmot von Geis beginnt die Verjährung von Arzthaftungsansprüche

(sic) nicht eher zu laufen, bis der Patient den Kenntnisstand des Vorsit-

zenden Richters der letzten mündlichen Tatsachenverhandlung in der Be-

rufungsinstanz hat. Dies hat folglich auch Auswirkungen auf der Darle-

gungslast für das Feststellungsinteresse und es begegnet erheblichen

Zweifeln, ob der Beschluss vom 10.6.2020 zutreffend sein kann, wenn die

Kläger doch vom Zeugen AU ,,als Schweizer Arzt" in (sic) Kosmetikstu-

dio der Beklagten behandelt wurde, dass auch die Nachbehandlung kei-

nerlei Heilbehandlungscharakter gehabt haben soll. lch kann dazu nur be-

fremden und Unverständnis äußern.

Da meine Möglichkeiten, auf den Senat einzuwirken, jedoch begrenzt er-

scheinen, habe ich der Klägerin persönlich anheimgestellt, sich mit einer



Petition, bzw. mit der Bitte um Erläuterung, welches die ,,wahren Gründe"

für diese Hartherzigkeit waren, persönlich an den Herrn Senatsvorsitzen-

den zu wenden.

lch habe mich bereits deutlich überobligatorisch in dieser PKH-

Angelegenheit engagiert; ggf. möchte ihr der Herr Vorsitzende ihr dazu

selber antworten.

lch venrueise im Übrigen auf die Anlage."

Mit Schreiben vom 20.07.2020 (81.7 GA) erstattete die Präsidentin des Oberlan-

desgerichts Köln als Dienstvorgesetze des Vorsitzenden Richter am Oberlandes-

gericht Dr, Thurn Strafantrag gegen den Kläger bei der Staatsanwaltschaft Köln.

Sie wies dabei auf die Mitteilung der Privatanschrift des VROLG hin und führte

aus, dass der Kläger in seinem Schreiben vom 06,07.2020 unterstellt habe, seiner

Mandantin in dem Verfahren 5 U 179119 Prozesskostenhilfe aus außerhalb der

Sache und des Rechts liegenden Gründen verweigert zu haben. Die Staatsan-

waltschaft Köln führt unter dem Az 74 Js 225120 ein Ermittlungsverfahren ,,wegen

des Verdachts der Verleumdung pp" (Bl. 162 GA).

Mit Beschluss vom 24.08.2020 (Bl. 837 BA) wies das OLG Köln die als Anhö-

rungsrüge auszulegende Gegenvorstellung der Klägerin vom 13.07.2020 gegen

den Beschluss des Senates vom 10.06.2020 zurück,

Am 17.09.2020 richtete der Kläger ein Schreiben an seine Mandantin u. a. mit fol-

gendem lnhalt:

,,Sehr geehrte Frau G,

was kann ich lhnen sagen? Die Anhörungsrüge wurde zurückgewiesen.

Der Senat räumt im Beschluss vom 24.8.2020 die Gehörsverletzung in 1.

lnstanz nunmehr zwar ein, bemerkt dazu jedoch, diese hätte sich angeb-

lich nicht ausgewirkt, weil sie lhren materiellen Schaden nicht bewiesen



hätten. Das ist sicherlich nicht haltbar. Die Gehörsverletzung kann hin-

sichtlich ihrer Folgen im verfahren nach g 522 zPo bei einem Gesund-

heitsschaden einerseits schon gar nicht abschließend geklärt werden.

Zum anderen hat der Sachverständige nicht geäußert, dass es eine Scha-

densentwicklung nie (Hervorhebung im Original) gegeben hätte, weswe-

gen Sie zumindest zur Bezifferung lhres Vergangenheitsschadens hätten

aufgefordert werden müssen, wenn die Schadensentwicklung - wie nicht

(jedenfalls kann das Oberlandesgericht dies allein aufgrund der Verfah-

rensakten nicht wissen) - zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung be-

reits abgeschlossen gewesen sein sollte. Zum Zeitpunkt der Klageerhe-

bung war dies sicherlich noch nicht der Fall, denn warum wäre lhnen sonst

zur Prozessführung wegen eines Feststellungsinteresses Prozesskosten-

hilfe gewährt worden. Es ergibt schlichtweg keinen Sinn, dass lhnen vom

Landgericht Prozesskostenhilfe zur Verfolgung eines Feststellungsinteres-

ses gewährt wurde, welches dann aber ohne jedwede richterlichen Hin-

weise venryorfen wurde. ln der juristischen Fachsprache gibt es für diese

Beliebigkeit einen Begriff: Willkür.

Richtig ist zwar, dass an die Rüge nach $ 321a ZPO keine großen Envar-

tungen gekntipft werden durften. Sie ist bloße Formvoraussetzung. Das

Bundesvedassungsgericht hat den Gesetzgeber im Jahre 2004 dazu auf-

gefordert, dieses lnstitut in das Gesetz aufzunehmen, weil es keine Lust

mehr hatte, sich ständig mit den Gehörsverletzungen durch die Fachge-

richte herumplagen zu müssen. Gebracht hat dies jedoch nichts; es gibt

keinen Fall, wo eine Anhörungsrüge schon einmal zu mehr als der bloßen

Korrektur von Rechtsschreibfehlern (sic) geführt hätte, Die Justiz unterläuft

diesen Rechtsbehelf auf kaltem Wege.

Was ich lhnen nun verrate, wird mir der Vizepräsident des Oberlandesge-

richts zwar gewiss noch einmal sehr verübeln, aber aus dem Mandatsver-

hältnis heraus fühle ich mich verpflichtet, lhnen die Wahrheit überdies

stets nicht vorzuenthalten.
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Sie wurden - wie man so sagt - gefickt (Hervorhebung im Original). Zwar

wollte das Oberlandesgericht ganz offensichtlich mich treffen, weil ich an

anderer Stelle zurtrckliegend grundlegende Meinungsverschiedenheiten

mit dem Senat hatte; getroffen hat es jedoch Sie, Leider ist dies ein gene-

relles und in der Rechtswissenschaft bis heute nicht gelöstes Problem.

Richter eftragen ,,selbstbewusste Rechtsanwälte" nur bis zu einem gewis-

sen Grad. Sie bevorzugen es, wenn wir uns ihnen in geduckter Haltung

nähern, kriechen und unsere Schriftsätze mit schleimigen Akzenten gar-

nieren, in denen wir dem Gericht Unterwürfigkeit bekunden und der Weis-

heit seiner Rechtsprechung huldigen. Hält ein Rechtsanwalt hingegen

auch mal dagegen, sucht er zu Rechtsfragen in facie curiae den herr-

diesem Demutsritual durch, muss er sehr vorsichtig sein: Es gibt in der fo-

rensischen Arbeit kaum etwas gefährlicheres, als durch die Kränkung sei-

nes Berufsnarzissmus das Vergeltungsbedürfnis eines Richters hervorge-

rufen zu haben - und unwissentlich (manches Beben kündigt sich nur lei-

se an) befand ich mich wohl gerade auf der,,Abschussliste" des Senats.

Der Herr Vizepräsident, offenbar leicht übererregbar und als oberstes lnte-

resse vom Schutz seiner lnstitution geleitet, wird dazu einwenden, seine

Richter wären nicht so atavistisch und primitiv. Sie seien kultiviert, gebildet

und könnten Sach- und Beziehungskisten selbstverständlich voneinander

trennen. Würde man diesen Punkt in einer soziologischen Studie hinge-

gen einmal untersuchen, würde das Gegenteil herauskommen. Recht-

sprechung ist ,,immer ein Akt des bewertenden Erkennens, dem auch wil-

lenshafte Elemente nicht fehlen" (so ein vormaliger BVerfG-Präsident), Ju-

risten sind nicht immer Freunde des offenen Wortes: Gerne verschânzen

sie sich hinter umständlichen Satzkonstruktionen und eigenwilligen Wort-

schöpfungen. Berücksichtigt man bei ihren Entscheidungen jedoch auch

deren Genesis, wird deutlich, dass sich Richter mindestens ebenso von

sympathie und Antipathie leiten lassen, wie von Gesetzen. und dass sie

Sach- und Beziehungsfragen bei der Ver.fahrensleitung und in ihren Urtei-

len nahezu ständig durchmischen. Wenn Richter einem Rechtsanwalt et-

was ,,vergelten" wollen, springt ihr Reptiliengehirn an; sind sie für die Re-
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gulierung ihrer Affekte auch zum Verrat am Recht bereit; können sie auch

hintertotzig und gemun (Hervorhebungen im Original) werden.

Der deutsche Richterbund hat dazu zwar einen Ethikkodex aufgelegt, wo-

nach man solches nicht tun soll, Dieser ist jedoch unverbindlich und ändert

nichts daran, dass wir in einem ,,Richterstaat" leben, nicht - wie fälschrich

vermutet - in einem ,,Rechtsstaat", da Recht nicht das ist, was der demo-

kratisch legitimierte Gesetzgeber vorgegeben hat, sondern was die jeweils

letzte lnstanz - hier das Oberlandesgericht Köln - im Einzelfall daraus

macht.

Bis heute hält sich eine Lernerfahrung, die die deutsche Richterschaft in

der Nachkriegszeit geprägt hat, die ihr ein Gefühl von Erhabenheit und

vom Leben in einer Art besonderem Koordinatensystem vermittelt, dass

sie nämlich mit allem davonkommen konnte.

Da eine sachliche Erklärung für die vorliegende Ver-fahrensleitung aus-

scheidet, bleibt als einziglogische und den zeitlichen Kontext naheliegen-

de Erklärung somit nur, dass der Herr Senatsvorsitzende offenkundig mal

,,sein Revier markieren" und mir zeigen wollte, ,,wer die Hosen anhat". Weil

er jedoch zu vezagt war, damit unmittelbar zu mir zu kommen, lässt er

sein ,,Vergeltungsbedürfnis" an lhnen - als meiner Mandantin - ab und

versteckt sich dabei hinter seinem Schreibtisch.

Leider ist dies in Deutschland kein Einzelfall: Richter stauen negative

Emotionen auf und verschaffen sich Katharsis, in dem sie diese dann bei

anderer Gelegenheit, in anderen Kontexten, ventilieren. Und treffen damit

Unbeteiligte. Unser ,,Schweinesystem" hat diesen Webfehler. Das Grund-

gesetz erklärt Richter in Art. 97 Abs, 1 GG für ,,unabhängig"; und diesen

Auftrag führen Sie aus. Tun was sie wollen. Das dagegen geschaffene

Regelungskonzept der Kontrolle durch eine höhere lnstanz ist defizitär, wo

diese höhere lnstanz selber zum Teil des Problems wird. Die Politik hat

sich bislang als zu schwach enruiesen, diesem Treiben Einhalt zu gebieten.
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Wenn ein Anwalt solche Kritik dann jedoch mal ausspricht, die Missstände

in unserem Justizsystem offen beim Namen nennt, hat der Herr Senats-

vorsitzende nicht den Mut, Gegenrede zu halten und damit zu mir zu

kommen, sondern versteckt sich hinter seiner Behördenleitung, lässt diese

Strafanzeige gegen mich erstatten und möchte mich ,,mundtot" machen.

Obgleich der Justizminister ihm ein hohes Amt anvertraut hat, reagiert der

hohe Herr in punkto Emotion- und Aggressionsabfuhr emotional somit e-

her flach; aus der Froschperspektive, ln der Zeit, die er darauf verwendet

hat, zu begründen, warum der Senat nicht mündlich verhandeln möchte,

hätte er bereits zwei Sitzungen abhalten können.

Soviel zu der Frage, ob Richter Beziehung und Sache voneinander tren-

nen können. Einige können es offenbar leider nicht.

Die Berufungszurückweisung trifft - wie gesagt - jedoch weniger mich,

auch wenn der Subtext der Entscheidung eher auf mich zielt, sondern

letztlich Sie. Sie müssen diese Zeche nun zahlen. Was, wovon ich über-

zeugt bin, dem Oberlandesgericht in lhrem Fall jedoch auch leichter gefal-

len ist, als bei einer deutschen Klägerin. Auch dies ist ein weiteres Prob-

lem, das sich erst allmählich und viel zu langsam in der deutschen Justiz

wandelt: ln die Richterämter strömen Kinder deutscher bürgerlicher Fami-

lien, die auch später in den Werten und Überzeugungen ihres Herkunfts-

milieus verhaftet bleiben. Mama und Papa haben lhnen das Studium fi-

nanziert; materielle Not haben die wenigsten von ihnen selber mal erfah-

ren. Wozu daher nicht unbedingt immer ein Verständnis für gesellschaftli-

chen Wandel gehört; manche fühlen sich durch die Zuwanderung der letz-

ten Jahrzehnte überfordert. ln Köln haben zwar inzwischen knapp 38%

der Bevölkerung einen Migrationshintergrund; diese ethnische Vielfalt

spiegelt sich in der Justiz jedoch leider noch immer nicht wieder [sic].

Wenn beim Oberlandesgericht Köln hier und da mal Menschen mit Migra-

tionshintergrund arbeiten, dann gewiss nicht in Entscheidungspositionen,

sondern eher im Reinigungsdienst oder in der Küche. Die Rechtsprechung

in Deutschland ist fest in der Hand der,,Bio-Deutschen".
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Diese Leute können - und wollen - sich, bis an ihr Lebensende auskömm-

lich vom Staat alimentiert, wohl gar nicht vorstellen, wie das ist, wenn lhr

Mann derzeit in der Corona-Krise seine Arbeit verloren hat, Sie sechs

minderjährige Kinder zu versorgen haben und - obgleich die Haftung dem

Grunde nach zu lhren Gunsten entschieden wurde - lhnen die gesamten

Verfahrenskosten, einschließlich deren der Gegneranwälte auferlegt wer-

den.

Der Herr Senatsvorsitzende hingegen verdient in der Gehaltsstufe R3 be-

reits mit seinem Grundgehalt jährlich knapp 100.000 €. Seine Ehefrau ist

Amtsleiterin. Das Haus wird abbezahlt sein; die Kinder bereits enryachsen.

Er hat auch demnächst im Ruhestand auf Kosten der Steuerzahler noch

immer mehr verfügbares Haushaltseinkommen als drei Durchschnittsar-

beitnehmer zusammen.

Sie hingegen müssen mit Zuschüssen auskommen, weil es mit sechs Kin-

dern schwierig ist, noch arbeiten zu gehen. Und obgleich er selber so viel

vom Staat nimmt, hat er nicht einmal den Anstand, lhnen Prozesskosten-

hilfe zu gewähren, Sie persönlich anzuhören, hinsichtlich der erlittenen

und vom Landgericht nicht weiter aufgeklärten materiellen Schäden und

macht,,kurzen Prozess" mit lhnen.

Wahrscheinlich hat er lhr Foto mit den verbrannten Gesichtspartien in der

Akte gesehen und zu sich selbst gesprochen: Die paar Bläschen nach den

Verbrennungen; die sieht doch ohnehin pigmentieri aus. 500 € Schmer-

zensgeld sollen der reichen. (Hervorhebung im Original) (Oder so ähnlich.)

lnsgesamt eine sehr deutsche Art, in dieser Form Rechtsprechung zu be-

treiben, lch schäme mich für solch eine Justiz.

Aber trösten Sie sich. Der Vorsitzende Richter ist ein böser Mensch, wenn

er so entscheidet, dass Sie zusätzlich zum Schaden noch die Verfahrens-

kosten auferlegt bekommen. Und er ist schon alt. Bald ist er nicht mehr da

und kurze Zeit später wird sich bei solchen Entscheidungen auch niemand
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gerne mal mehr an. ihn erinnern. Sie hingegen haben ihr ganzes Leben

noch vor sich."

Mit Schreiben vom 11.12.2020 stellte die Staatsanwaltschaft Köln das Ermitt-

lungsverfahren gegen den Kläger ein (Bl. 338 GA).

Zuständig sei vorliegend gemäß S 112a Abs, 1 BRAO der Anwaltsgerichtshof für

das Land Nordrhein-Westfalen, da sich die Klage gegen das Land Nordrhein-

Westfalen als Trägerin der Justiz des Oberlandesgerichts Köln richtete, Der An-

waltsgerichtshof entscheide i-m ersten Rechtszug auch dann, wenn die Präsidentin

eines Oberlandesgerichts als Teil der Landesjustizvenrualtung durch den Antrag

auf Einleitung eines Ermittlungsverfahrens in den geschützten Rechtskreis eines

Rechtsanwalts aus SS 1, 3 Abs, 2 BRAO eingreife.

Der Kläger hält den Rechtsweg zur Anwaltsgerichtsbarkeit für gegeben. Dies zei-

ge gerade die Auffassung des Beklagten, wonach er, gegen das Sachlichkeitsver-

bot verstoßen habe. Bei der Präsidentin des Oberlandesgerichts handele es sich

um eine Mittelbehörde, die Teil der Justizveruualtung des Landes Nordrhein-

Westfalen sei. Die Strafanzeige zeige, dass die Präsidentin des Oberlandesge-

richts Köln als Dienstherrin gehandelt und dies auch gewollt habe, Für die

Rechtswegfrage sei es ausreichend, dass das Venrualtungshandeln des Beklagten

in die Rechte eines Rechtsanwalts unter der Bundesrechtsanwaltsordnung ein-

greife bzw. eingreifen könne. Die Strafanzeige habe ein ,,Druckmittel" aufbauen

sollen, so dass sich die Ausnutzung des Antragsrechts gemäß g 77a Abs. 2 BRAO

auf einen rechtsstaatlich nicht legitimierten Zweck stütze, der z.B. auch in osteu-

ropäischen Ländern und der Türkei zu beobachten sei.

Wenn eine Gerichtsverwaltung oder andere Behörde in einem Duktus ,,Der R. hat

uns kritisiert. Leitet mal ein Ermittlungsverfahren gegen den Mann ein; macht ihm

Scherereien, setzt ihn mal unter Druck'(Hervorhebung im Original) gegen einen
Rechtsanwalt agiere, falle dies unter S 112 a Abs. 1 BRAO.

Da auch der streit aus dem Geschäftskreis seiner weiteren

BRAO) in Brühl entstanden sei, sei der Anwaltsgerichtshof

Kanzlei (S 27 Abs. 2

fur das Land Nord-
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rhein-Westfalen einschlägig, auch wenn er seit dem 02.05.2017 bereits Mitglied

der RAK Frankfurt sei.

Der Kläger meint, dass es sich in der Vorstellung des Beklagten, wie diese in dem

Strafantrag vom 20.07.2020 zum Ausdruck komme, erkennbar um ein Delikt ge-

gen die Rechtspflege zu handeln scheine. Auch wenn noch nicht abschließend

festzustehen scheine, weswegen er sich strafbar gemacht haben könnte, müsse

es sich wohl um ein Außerungsdelikt handeln, welches so schwer wiege, dass der

Vizepräsident des Oberlandesgerichts Köln sein Einschreiten für erforderlich ge-

halten habe. Hieraus sei zu schlussfolgern, dass der Beklagte die Funktionalität

seiner Rechtspflege durch seine Außerungen in Gefahr sehe. Ansonsten hätte

sich der Dienstvorgesetzte kaum mit diesem innerprozessualen Vorgang zu einem

Zivilrechtsstreit befasst, so dass zu erkennen sei, dass der Beklagte die Funkti-

onsfähigkeit der Rechtspflege des Oberlandesgerichts Köln durch seine Außerung

beeinträchtigt sehe.

Zumindest indirekt unmittelbar halte ihm dêr Beklagte damit vor, dass er unter

Verstoß gegen seine Rechtsstellung aus SS 1, 43a Abs. 3 BRAO gegenanwaltli-

ches Berufsrecht, sogar auch gegen Strafrecht in Bezug auf einen Zivilrechtsstreit

verstoßen haben solle, was für ihn ehrenrührig sei und wodurch der Beklagte

,,Druok" auf ihn ausüben möchte, von seinem Recht auf freie Meinungsäußerung,

zur Bewertung eines Zivilprozesses vor dem Oberlandesgericht Köln zukünftig in

dieser Form nicht mehr Gebrauch zu machen..

Da die Staatsanwaltschaften im Geschäftsbezirk des Beklagten seiner Weisungs-

befugnis unterlägen, habe der Beklagte die Möglichkeit, bereits durch die Einlei-

tung eines Ermittlungsverfahrens empfindlich auf ihn einzuwirken und in seine

freie Berufsausübung als Rechtsanwalt einzugreifen, die unter S I BRAO i.V.m.

Art. 12 Abs. 1 GG geschützt sei.

Er habe deshalb ein lnteresse, alsbald feststellen zu lassen, dass er durch seine

inkriminierten Außerungen nicht in die Funktionsfaihigkeit der Rechtspflege durch

das Oberlandesgericht eingegriffen habe.
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Er biete dem Beizuladenden überdies ein Verfahren der gerichtsnahen Mediation

vor dem Senat des Anwaltsgerichtshofes an. Wenn er sich bei seiner Mandantin

entschuldige, dann werde er sich auch bei ihm entschuldigen. Es mag zwar nicht

übermäßig höflich gewesen sein, was er bezüglich des Beizuladenden geäußert

habe; jedoch hätten diese Außerungen eine sachliche Grundlage gehabt. Der Be-

schluss gemäß S 522Abs.2 ZPO, an dem der Beizuladende mitgewirkt habe, sei

eine ,,Retourkutsche" gegen ihn gewesen, worin er ihm habe zeigen wollen, ,,wer

die Hosen" anhabe, Die Dame habe rnit seinen Meinungsverschiedenheiten mit

dem Beizuladenden rein gar nichts zu tun und statt mit seiner Kritik zu ihm zu

kommen habe er seinen Unmut an seiner Mandantin ausgelassen.

Es sei einzuräumen, dass die Weitergabe der Adresse des ,,häuslichen Arbeits-

zimmers" ein Bunkerbrecher (Hervorhebung im Original) sei, mit dem man auch

durch die ,,uneinnehmbaren Mauern von Justizpalästen" hindurchkomme. Dies sei

eine Art ,,Ordnungsruf', den ein Rechtsanwalt aussprechen könne und der seine

Wirkung gewiss nicht verfehle. Auch dem ,,härtesten Richter" sei das dann nicht

mehr egal. Er habe diese Methode, bei der es sich um die ,,Dr. Riemer-Methode"

handele, wie man den ,,Untouchables" näherkommen könne, in vielen Jahren des

Nachdenkens seit seinem Referendariat entwickelt, da er schmerzlich erfahren

habe, dass es gegen ,,richterliche Arroganz" keinen effektiven Rechtsbehelf gebe,

insbesondere nicht den immer wieder zitierten Behelf der ,,Aufsichtsbeschwerde",

da sie einer ,,Aufsicht" insoweit nicht unterstünden. Darin liege jedoch nicht, wie

die Staatsanwaltschaft Köln zutreffend erkannt habe, ein Aufruf zur Verübung von

Gewaltstraftaten gegen den betroffenen Richter, wie der Beklagte meine, sondern

zum Verfassen eines ,,höflichen Protestbriefes; es erschließe sich auch nicht, was

er oder seine Mandantin mit Reichsbürgern zu tun habe.

Der Kläger meint, dass ein Rechtsschutzbeiurfnis für die Klage fortbestehe, auch

nach dem die Staatsanwaltschaft Köln das gegen ihn eingereichte Strafuerfahren

eingestellt habe. Denn dabei sei lediglich eine Bewertung nach strafrechilichen

Kriterien vorgenommen worden. Außerdem bestehe der Beklagte auf der Durch-

fü h ru n g ei nes berufsrechtlichen Aufsichtsverfa h rens.
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Der Kläger beantragte mit Schriftsatz vom 17.08.2020 zunächst (Bl. 1, 2,213 GA),

1.

festzustellen, dass der Kläger durch seine schreiben vom 6. und

13, Juli 2020 zum Rechtsstreit OLG Köln 5 U 179119 nicht in die Funktions-

fähigkeit der Rechtspflege durch das Oberlandesgericht Köln eingegriffen

hat,

2.

vorab die Zulässigkeit des Rechtswegs zur Anwaltsverwaltungsgerichtsbar-

keit auszusprechen ($ 17a Abs. 3 GVG),

3,

hilfsweise für den Fall der Unzulässigkeit des beschrittenen Rechtswegs den

Rechtsstreit an das zuständige Gericht zu venrueisen,

4.

die Beiladung des Vorsitzenden Richters am Oberlandesgericht Dr. Peter

Thurn

Gemäß Schriftsatz vom 23.01 .2021 beantragte der Kläger sodann (Bl. 666 GA)

1.

festzustellen, dass der Kläger durch sein Schreiben vom 6. Juli 2020 an sei-

ne Mandantin mit dem lnhalt

,,Sehr geehrte Frau G.,.,

das Oberlandesgericht Köln möchte Sie tatsächlich nicht einmal hören und

die Berufung ohne Termin gem. S 522 Abs. 2 ZPO zurückweisen,

Mir persönlich unverständlich, aber da kann ich dann auch nichts mehr

machen.
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Schreiben Sie doch dem Vorsitzenden Richter des Arzthaftungssenats

vielleicht einmal persönlich an sein ,,häusliches Arbeitszimmer". Gerade

jetzt in den Corona-Zeiten vermute ich ihn übenviegend zu Hause am

Schreibtisch, so dass es schneller geht, wenn sie sich unmittelbar dorthin

wenden:

Dr. P,.. T...

F.,,weg XX

5... G,..

Was konkret zu dieser Entscheidung den Ausschlag gegeben hat, kann

ich lhnen nicht sagen. Die Gedankengänge von OlG-Richtern bleiben

nicht selten im Dunkeln, weil Rechtsmittel gegen ihre Entscheidungen nur

in ca.S - 10 % Erfolg haben. Ein früherer Verfassungsrichter, Dieter

Grimm, hat mal bemerkt, dass ein Urteil zwar eine Begründung, nicht not-

gedrungen jedoch auch seine Gründe beinhalte, Das könnte hier wohl ge-

nauso gelten.

lch kenne ihn sonst anders, Dieser Senat ist nicht unbedingt dafür be-

kannt, dass er häufig von $ 522 Abs.2 ZPO Gebrauch macht,

Vielleicht sagt Herr Dr. T... lhnen daher dazu jedoch etwas persönlich.

Schreiben sie ihm jedoch in jedem Falle bitte sehr höflich. Er ist ein älterer

Herr, bereits jenseits der Regelaltersgrenze, der auf gute Umgangsformen

gesteigerten Wert legt.

Gewiss ein unbearbeitetes Problem in unserer Justiz ist die fehlende eth-

nische Diversität. Verschiedene Länderjustizminister haben dies auch be-

reits erkannt und bemühen sich, zunehmend geeignete Bewerber/innen

mit Migrationshintergrund ins Richteramt einzustellen, lch denke, dass

sich ,,deutsche Richter" wahrscheinlich nur schwer in lhre Situation als je-

sidische Mutter von sechs Kindern und Flüchtling aus dem Nordirak ein-

fühlen können.
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Da ist dann auch leicht eine gewisse Barriere bei gebürtig-deutschen Rich-

tern im Kopf, lhnen für die Berufung Prozesskostenhilfe zu gewähren, weil

unbewusst eine Tendenz mitschwingen kann, wie: Die kriegt doch ohnehin

schon genug vom Amt; soll der deutsche Staat ihr nun auch noch die Be-

rufung bezahlen.

Wenn sich hingegen die Ehefrau des Herrn Senatsvorsitzenden ihre vor-

nehmen Brüste auf einer schadhaften Röhre im Sonnenstudio verbrennen

würde, sich dort - wie es heißt in dem Beschluss vom 10,06,2020 - ,,Bläs-

chen bilden" , die ,,mit Salbe behandelt" werden, was an Auswirkungen

deutlich noch hinter lhren Gesichtsverbrennungen zurückbleiben würde,

und er ihr in dieser Situation einstweilen fernzubleiben hätte, glaube ich

kaum, dass er es nachvollziehen könnte, wenn der Haushaltskasse für

entgangene Ehefreuden sodann lediglich 500 € zugesprochen würden.

(Bereits verbrannte Haare beim Friseur bringen das Doppelte ein.).

Darin liegt jedoch möglicherweise der Unterschied: Sie sind aus der Per-

spektive deutsche [sic] OlG-Richter eben eher so etwas wie ein',,Kopf-

tuchmädchen". Nicht die Ehefrau eines Justizangehörigen.

Es können natürlich auch andere Gründe mit ausschlaggebend gewesen

sein. Der Vorsitzende Richter ist z. B. gut mit dem Gegenanwalt bekannt

und hat mit ihm erst im Januar in Köln eine gemeinsame Seminarveran-

staltung gegeben. Möglichenrueise fühlte er sich daher dem Kollegen auf

der Gegenseite unbewusst verpflichtet,

Oder er wollte schlicht und ergreifend mit dem Beschluss mich treffen, was

ich nicht ausschließen kann, weil der Senat und ich in den zurückliegen-

denMonatenein,,@hatten,wasdenprozessualen
Umfang von Patientenrechten und den Umgang mit den ständig wachsen-

den Verfahrenslaufzeiten bei den Heilbehandlungskammern der Landge-

richte betrifft.
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Fragen Sie ihn einfach. lm Rahmen des Staat-Bürger-Dialoges sagt er

lhnen dazu vielleicht etwas, damit sie die Entscheidung besser einordnen

können, ob es an lhnen lag oder an etwas anderem.

Ungerecht und unbefriedigend ist im Ergebnis sicherlich, dass Sie den

Schaden nach den Gesichtsverbrennungen haben - und nun auch noch

die Verfahrenskosten tragen sollen.

Aber trösten Sie sich vielleicht damit, dass auch ich als Rechtsanwalt an

diesem PKH-Mandat nichts verdient habe. Die Prozesskostenhilfe-

Vergütung eines sich über mehr als vier Jahre hinziehenden Arzthaf-

tungsmandats mit mehr als 650 Blatt Verfahrensakte deckt nicht einmal

die Betriebskosten meiner Kanzlei. lch werde solche Mandate zukünftig

nicht mehr annehmen,"

und vom 13.07.2020, zum Oberlandesgericht Köln im Verfahren 5 U 175119

mit dem lnhalt

,,erhebe ich seitens der Berufungsklägerin

Gegenvorstellung

gegen den Beschluss des Senats vom 10.6.2020, zugestellt am

29.6.2020.

Der Senat mag ggf. erneut in eine Selbstprüfung eintreten, ob er mit die-

sem Beschluss den Anspruch der Klägerin auf rechtliches Gehör noch

gewahrt sieht (lch nicht).

Das Landgericht hat keine Hinweise erteilt, und auch der Senat vermag

anderes nicht zu zitieren, wonach das Feststellungsinteresse nicht hinrei-

chend dargelegt worden wäre. lnsoweit lag eine Überraschungsentschei-

dung vor, die die Zulassung weiteren diesbezüglichen Vortrages in der Be-

rufu ngsi nsta nz gebietet.
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Der Senat kennt die dazu ergangenen unzähligen Judikate des Bundesge-

richtshofs und des Bundesverfassungsgerichts noch sehr viel besser, als

ich.

lch zitiere erneut den Herrn Senatsvorsitzenden mit seinem Skript vom

29.1.2020:

vll. Die Verfahrenskomplizierung von Verfahren durch die Rechtspre-

chung des BGH

Nach einem bekannten - in der forensischen Praxis keineswegs überspitz-

ten Bonmot von Geis beginnt die Verjährung von Arzthaftungsansprüche

(sic) nicht eher zu laufen, bis der Patient den Kenntnisstand des Vorsit-

zenden Richters der letzten mündlichen Tatsachenverhandlung in der Be-

rufungsinstanz hat. Dies hat folglich auch Auswirkungen auf der [sic] Dar-

legungslast für das Feststellungsinteresse und es begegnet erheblichen

Zweifeln, ob der Beschluss vom '10.6.2020 zutreffend sein kann, wenn die

Kläger doch vom Zeugen A[l ,,als Schweizer Arzt" in (sic) Kosmetikstu-

dio der Beklagten behandelt wurde, dass auch die Nachbehandlung kei-

nerlei Heilbehandlungscharakter gehabt haben soll. lch kann dazu nur Be-

fremden und Unverständnis äußern,

Da meine Möglichkeiten, auf den Senat einzuwirken, jedoch begrenzt er-

scheinen, habe ich der Klägerin persönlich anheimgestellt, sich mit einer

Petition, bzw, mit der Bitte um Erläuterung, welches die ,,wahren Gründe"

für diese Hartherzigkeit waren, persönlich an den Herrn Senatsvorsitzen-

den zu wenden.

lch habe mich bereits deutlich überobligatorisch in dieser PKH-

Angelegenheit engagiert; ggf. möchte ihr der Herr Vorsitzende ihr dazu

selber antworten.

lch venveise im Übrigen auf die Anlage.
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sow¡e vom 17.09.2020, an seine Mandantin, mit dem lnhalt

,,Sehr geehrte Frau G,

was kann ich lhnen sagen? Die Anhörungsrüge wurde zurückgewiesen.

Der Senat räumt im Beschluss vom 24.8.2020 die Gehörsverletzung in 1.

lnstanz nunmehr zwar ein, bemerkt dazu jedoch, diese hätte sich angeb-

lich nicht ausgewirkt, weil sie lhren materiellen Schaden nicht bewiesen

hätten. Das ist sicherlich nicht haltbar. Die Gehörsverletzung kann hin-

sichtlich ihrer Folgen im Verfahren nach g 522 ZPO bei einem Gesund-

heitsschaden einerseits schon gar nicht abschließend geklärt werden,

Zum anderen hat der Sachverständige nicht geäußert, dass es eine Scha-

densentwicklung nie (Hervorhebung im Original) gegeben hätte, weswe-

gen Sie zumindest zur Bezifferung lhres Vergangenheitsschadens hätten

aufgefordert werden müssen, wenn die Schadensentwicklung - wie nicht

(jedenfalls kann das Oberlandesgericht dies allein aufgrund der Verfah-

rensakten nicht wissen) - zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung be-

reits abgeschlossen gewesen sein sollte. Zum Zeitpunkt der Klageerhe-

bung war dies sicherlich noch nicht der Fall, denn warum wäre lhnen sonst

zur Prozessführung wegen ei nes Feststellungsinteresses Prozesskosten-

hilfe gewährt worden. Es ergibt schlichtweg keinen Sinn, dass lhnen vom

Landgericht Prozesskostenhilfe zur Verfolgung eines Feststellungsinteres-

ses gewährt wurde, welches dann aber ohne jedwede richterlichen Hin-

weise venryorfen wurde. ln der juristischen Fachsprache gibt es für diese

Beliebigkeit einen Begriff: Willkür.

Richtig ist zwar, dass an die Rüge nach g 321a ZPO keine großen En¡uar-

tungen geknüpft werden durften. Sie ist bloße Formvoraussetzung. Das

Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber im Jahre 2004 dazu auf-

gefordert, dieses lnstitut in das Gesetz aufzunehmen, weil es keine Lust

mehr hatte, sich ständig mit den Gehörsverletzungen durch die Fachge-

richte herumplagen zu müssen. Gebracht hat dies jedoch nichts; es gibt

keinen Fall, wo eine Anhörungsrüge schon einmal zu mehr als der bloßen
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Korrektur von Rechtsschreibfehlern (sic) geführt hätte. Die Justiz unterläuft

diesen Rechtsbehelf auf kaltem Wege.

Was ich lhnen nun verrate, wird mir der Vizepräsident des Oberlandesge-

richts zwar gewiss noch einmal sehr verübeln, aber aus dem Mandatsver-

hältnis heraus fühle ich mich verpflichtet, lhnen die Wahrheit überdies

stets nicht vorzuenthalten.

Sie wurden - wie man so sagt - gefickt (Hervorhebung im Original), Zwar

wollte das Oberlandesgericht ganz offensichtlich mich treffen, weil ich an

anderer Stelle zurückliegend grundlegende Meinungsverschiedenheiten

mit dem Senat hatte; getroffen hat es jedoch Sie. Leider ist dies ein gene-

relles und in der Rechtswissenschaft bis heute nicht gelöstes Problem.

Richter ertragen ,,selbstbewusste Rechtsanwälte" nur bis zu einem gewis-

sen Grad. Sie bevorzugen es, wenn wir uns ihnen in geduckter Haltung

nähern, kriechen und unsere Schriftsätze mit schleimigen Akzenten gar-

nieren, in denen wir dem Gericht Untenruürfigkeit bekunden und der Weis-

heit seiner Rechtsprechung huldigen. Hält ein Rechtsanwalt hingegen

auch mal dagegen, sucht et zu Rechtsfragen in facie curiae den herr-

diesem Demutsritual durch, muss er sehr vorsichtig sein: Es gibt in der fo-

rensischen Arbeit kaum etwas gefährlicheres, als durch die Kränkung sei-

nes Berufsnarzissmus das Vergeltungsbedürfnis eines Richters hervorge-

rufen zu haben - und unwissentlich (manches Beben kündigt sich nur lei-

se an) befand ich mich wohl gerade auf der,,Abschussliste" des Senats,

Der Herr Vizepräsident, offenbar leicht über erregt war und als oberstes

lnteresse vom Schutz seiner lnstitution geleitet, wird dazu einwenden, sei-

ne Richter wären nicht so atavistisch und primitiv, Sie seien kultiviert, ge-

bildet und könnten Sach- und Beziehungskisten selbstverständlich vonei-

nander trennen. Würde man diesen Punkt in einer soziologischen Studie

hingegen einmal untersuchen, würde das Gegenteil herauskommen.

Rechtsprechung ist ,,immer ein Akt des bewertenden Erkennens, dem

auch willenshafte Elemente nicht fehlen" (so ein vormaliger BVerfG-
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Präsident). Juristen sind nicht immer Freunde des offenen Wortes: Gerne

verschanzen sie sich hinter umständlichen Satzkonstruktionen und eigen-

willigen Wortschöpfungen. Berücksichtigt man bei ihren Entscheidungen

jedoch auch deren Genesis, wird deutlich, dass sich Richter mindestens

ebenso von Sympathie und Antipathie leiten lassen, wie von Gesetzen.

Und dass sie Sach- und Beziehungsfragen bei der Verfahrensleitung und

in ihren Urteilen nahezu ständig durchmischen. Wenn Richter einem

Rechtsanwalt etwas ,,vergelten" wollen, springt ihr Reptiliengehirn an; sind

Sie für die Regulierung ihrer Affekte auch zum Verrat am Recht bereit;

können sie auch hinterfotzig und gemern (Hervorhebungen im Original)

werden,

Der deutsche Richterbund hat dazu zwar einen Ethikkodex aufgelegt, wo-

nach man solches nicht tun soll. Dieser ist jedoch unverbindlich und ändert

nichts daran, dass wir in einem ,,Richterstaat" leben, nicht - wie fálschlich

vermutet - in einem ,,Rechtsstaat", da Recht nicht das ist, was der demo-

kratisch legitimierte Gesetzgeber vorgegeben hat, sondern was die jeweils

letzte lnstanz - hier das Oberlandesgericht Köln - im Einzelfall daraus

macht.

Bis heute hält sich eine Lernerfahrung, die die deutsche Richterschaft in

der Nachkriegszeit geprägt hat, die ihr ein Gefühl von Erhabenheit und

vom Leben in einer Art besonderem Koordinatensystem vermittelt, dass

sie nämlich mit allem davonkommen konnte,

Da eine sachliche Erklärung für die vorliegende Verfahrensleitung aus-

scheidet, bleibt als einziglogische und den zeitlichen Kontext naheliegen-

de Erklärung somit nur, dass der Herr Senatsvorsitzende offenkundig mal

,,sein Revier markieren" und mir zeigen wollte, ,,wer die Hosen anhat". Weil

er jedoch zu vezagt war, damit unmittelbar zu mir zu kommen, lässt er

sein ,,Vergeltungsbedürfnis" an lhnen - als meiner Mandantin - ab und

versteckt sich dabei hinter seinem Schreibtisch.

Leider ist dies in Deutschland kein Einzelfall: Richter stauen negative

Emotionen auf und verschaffen sich Katharsis, in dem sie diese dann bei
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anderer Gelegenheit, in anderen Kontexten, ventilieren. Und treffen damit

unbeteiligte. unser ,,schweinesystem" hat diesen webfehler. Das Grund-

gesetz erklärt Richter in Ad. 97 Abs, 1 GG für ,,unabhängig"; und diesen

Auftrag führen sie aus. Tun was sie wollen, Das dagegen geschaffene

Regelungskonzept der Kontrolle durch eine höhere lnstanz ist defizitär, wo

diese höhere lnstanz selber zum Teil des Problems wird. Die Politik hat

sich bislang als zu schwach eru,uiesen, diesem Treiben Einhalt zu gebieten.

Wenn ein Anwalt solche Kritik dann jedoch mal ausspricht, die Missstände

in unserem Justizsystem offen beim Namen nennt, hat der Herr Senats-

vorsitzende nicht den Mut, Gegenrede zu halten und damit zu mir zu

kommen, sondern versteckt sich hinter seiner Behördenleitung, lässt diese

Strafanzeige gegen mich erstatten und möchte mich ,,mundtot" machen.

Obgleich der Justizminister ihm ein hohes Amt anvertraut hat, reagiert der

hdhe Herr in punkto Emotions- und Aggressionsabfuhr emotional somit

eher flach; aus der Froschperspektive. ln der Zeit, die er darauf verwendet

hat, zu begründen, warum der Senat nicht mündlich verhandeln möchte,

hätte er bereits zwei Sitzungen abhalten können.

Soviel zu der Frage, ob Richter Beziehung und Sache voneinander tren-

nen können. Einige können es offenbar leider nicht.

Die Berufungszurückweisung trifft - wie gesagt - jedoch weniger mich,

auch Wenn der Subtext der Entscheidung eher auf mich zielt, sondern

letztlich Sie. Sie müssen diese Zeche nun zahlen. Was, wovon ich über-

zeugt bin, dem Oberlandesgericht in lhrem Fall jedoch auch leichter gefal-

len ist, als bei einer deutschen Klägerin. Auch dies ist ein weiteres Prob-

lem, das sich erst allmählich und viel zu langsam in der deutschen.Justiz

wandelt: ln die Richterämter strömen Kinder deutscher bürgerlicher Fami-

lien, die auch später in den Werten und Überzeugungen ihres Herkunfts-

milieus verhaftet bleiben. Mama und Papa haben ihnen das Studium fi-

nanziert; materielle Not haben die wenigsten von ihnen selber mal erfah-

ren. Wozu daher nicht unbedingt immer ein Verständnis für gesellschaftli-

chen Wandel gehört; manche fühlen sich durch die Zuwanderung der letz-

26



ten Jahrzehnte überfordert. ln Köln haben zwar inzwischen knapp 38%

der Bevölkerung einen Migrationshintergrund; diese ethnische Vielfalt

spiegelt sich in der Justiz jedoch leider noch immer nicht wieder [sic].

Wenn beim Oberlandesgericht Köln hier und da mal Menschen mit Migra-

tionshintergrund arbeiten, dann gewiss nicht in Entscheidungspositionen,

sondern eher im Reinigungsdienst oder in der Küche. Die Rechtsprechung

in Deutschland ist fest in der Hand der,,Bio-Deutschen".

Diese Leute können - und wollen - sich, bis an ihr Lebensende auskömm-

lich vom Staat alimentiert, wohl gar nicht vorstellen, wie das ist, wenn lhr

Mann derzeit in der Corona-Krise seine Arbeit verloren hat, Sie sechs

minderjährige Kinder zu versorgen haben und - obgleich die Haftung dem

Grunde nach zu lhren Gunsten entschieden wurde - lhnen die gesamten

Verfahrenskosten, einschließlich deren der Gegneranwälte auferlegt wer-

den,

Der Herr Senatsvorsitzende hingegen verdient in der Gehaltsstufe R3 be-

reits mit seinem Grundgehalt jährlich knapp 100.000 €. Seine Ehefrau ist

Amtsleiterin. Das Haus wird abbezahlt sein; die Kinder bereits erwachsen.

Er hat auch demnächst im Ruhestand auf Kosten der Steuerzahler noch

immer mehr verfügbares Haushaltseinkommen als drei Durchschnittsar-

beitnehmer zusammen.

Sie hingegen müssen mit Zuschüssen auskommen, weit es mit sechs Kin-

dern schwierig ist, noch arbeiten zu gehen. Und obgleich er selber so viel

vom Staat nimmt, hat er nicht einmal den Anstand, lhnen Prozesskosten-

hilfe zu gewähren, Sie persönlich anzuhören, hinsichtlich der erlittenen

und vom Landgericht nicht weiter aufgeklär1en materiellen Schäden und

macht,,kurzen Prozess" mit lhnen.

Wahrscheinlich hat er ihr Foto mit den verbrannten Gesichtspartien in der

Akte gesehen und zu sich selbst gesprochen: Die paar Bläschen nach den

Verbrennungen; die sieht doch ohnehin pigmentiert aus. 500 € Schmer-

zensgeld sollen der reichen. (Hervorhebung im Original) (Oder so ähnlich.)
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lnsgesamt eine sehr deutsche Art, in dieser Form Rechtsprechung zu be-

treiben, lch schäme mich für solch eine Justiz.

Aber trösten Sie sich, Der Vorsitzende Richter ist ein böser Mensch, wenn

er so entscheidet, dass Sie zusätzlich zum Schaden noch die Verfahrens-

kosten auferlegt bekommen. Und er ist schon alt. Bald ist er nicht mehr da

und kurze Zeit später wird sich bei solchen Entscheidungen auch niemand

gerne mal mehr an ihn erinnern. Sie hingegen haben ihr ganzes Leben

noch vor sich."

jeweils zum Rechtsstreit OLG Köln q U 175119 nicht in die Funktionsfähigkeit

der Rechtspflege durch das Oberlandesgericht Köln eingegriffen habe.

2.

vorab die Zulässigkeit des Rechtswegs zur Anwaltsvenrualtungsgerichtsbar-

keit auszusprechen ($ 17a Abs. 3 GVG),

3,

hilfsweise für den Fall der Unzulässigkeit des beschrittenen Rechtswegs den

Rechtsstreit an das zuständige Gericht zu venrueisen,

4.

die Beiladung des Vorsitzenden Richters arn Oberlandesgericht Dr, Peter

Thurn.

Durch Verfügung vom24.02.2021 hat der Senat den Kläger auf die Unzulässigkeit

des Rechtswegs zur Anwaltsgerichtsbarkeit hingewiesen (Bl. 914 GA).

Gemäß Schriftsatz vom 04.03.2021 beantragt der Kläger nunmehr (Bl. 948 GA)

1.

festzustellen, dass der Kläger durch sein Schreiben vom 6. Juli 2020 an sei-

ne Mandantin mit dem lnhalt
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,,Sehr geehrte Frau G.,.,

das Oberlandesgericht Köln möchte Sie tatsächlich nicht einmal hören und

die Berufung ohne Termin gem. S 522 Abs, 2ZPO zurückweisen.

Mir persönlich unverständlich, aber da kann ich dann auch nichts mehr

machen.

Schreiben Sie doch dem Vorsitzenden Richter des Arzthaftungssenats

vielleicht einmal persönlich an sein ,,häusliches Arbeitszimmer". Gerade

jetzt in den Corona-Zeiten vermute ich ihn überwiegend zu Hause am

Schreibtisch, so dass es schneller geht, wenn sie sich unmittelbar dorthin

wenden:

Dr. P... T,..

F...weg XX

5.., G...

Was konkrel zu dieser Entscheidung den Ausschlag gegeben hat, kann

ich lhnen nicht sagen. Die Gedankengänge von OlG-Richtern bleiben

nicht selten im Dunkeln, weil Rechtsmittel gegen ihre Entscheidungen nur

in ca.5 - 10 o/o Erfolg haben. Ein früherer Veffassungsrichter, Dieter

Grimm, hat mal bemerkt, dass ein Urteil zwar eine Begründung, nicht not

gedrungen jedoch auch seine Gründe beinhalte. Das könnte hier wohl ge-

nauso gelten,

lch kenne ihn sonst anders. Dieser Senat ist nicht unbedingt dafür be-

kannt, dass er häufig von $ 522 Abs. 2 ZPO Gebrauch macht.

Vielleicht sagt Herr Dr. T... lhnen daher dazu jedoch etwas persönlich.

Schreiben sie ihm jedoch in jedem Falle bitte sehr höflich. Er ist ein älterer

Herr, bereits jenseits der Regelaltersgrenze, der auf gute Umgangsformen

gestei gerten Wert legt.

Gewiss ein unbearbeitetes Problem in unserer Justiz ist die fehlende eth-

nische Diversität. Verschiedene Länderjustizminister haben dies auch be-
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reits erkannt und bemühen sich, zunehmend geeignete Bewerber/innen

mit Migrationshintergrund ins Richteramt einzustellen. lch denke, dass

sich ,,deutsche Richter" wahrscheinlich nur schwer in lhre Situation als je-

sidische Mutter von sechs Kindern und Flüchtling aus dem Nordirak ein-

fühlen können.

Da ist dann auch leicht eine gewisse Barriere bei gebürtig-deutschen Rich-

tern im Kopf, lhnen für die Berufung Prozesskostenhilfe zu gewähren, weil

unbewusst eine Tendenz mitschwingen kann, wie: Die kriegt doch ohnehin

schon genug vom Amt; soll der deutsche staat ihr nun auch noch die Be-

rufung bezahlen.

Wenn sich hingegen die Ehefrau des Herrn Senatsvorsitzenden ihre vor-

nehmen Brüste auf einer schadhaften Röhre im Sonnenstudio verbrennen

würde, sich dort - wie es heißt in dem Beschluss vom 10.06.2020 -,,81äs-
chen bilden" , die ,,mit Salbe behandelt" werden, was an Auswirkungen

deutlich noch hinter lhren Gesichtsverbrennungen zurückbleiben würde,

und er ihr in dieser Situation einstweilen fernzubleiben hätte, glaube ich

kaum, dass er es nachvollziehen könnte, wenn der Haushaltskasse für

entgangene Ehefreuden sodann lediglich 500 € zugesprochen würden.

(Bereits verbrannte Haare beim Friseur bringen das Doppelte ein.).

Darin liegt jedoch möglichen¡ueise der Unterschied: Sie sind aus der Per-

spektive deutsche [sic] OlG-Richter eben eher so etwas wie ein ,,Kopf-

tuchmädchen". Nicht die Ehefrau eines Justizangehörigen.

Es können natürlich auch andere Gründe mit ausschlaggebend gewesen

sein. Der Vorsitzende Richter ist z. B. gut mit dem Gegenanwalt bekannt

und hat mit ihm erst im Januar in Köln eine gemeinsame Seminarveran-

staltung gegeben. Möglichenrueise fühlte er sich daher dem Kollegen auf

der Gegenseite unbewusst verpfl ichtet.

Oder er wollte schlicht und ergreifend mit dem Beschluss mich treffen, was

ich nicht ausschließen kann, weil der Senat und ich in den zurückliegen-
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denMonatenein,,pWS.,hatten,wasdenprozessualen
Umfang von Patientenrechten und den Umgang mit den ständig wachsen-

den Verfahrenslaufzeiten bei den Heilbehandlungskammern der Landge-

richte betrifft.

Fragen Sie ihn einfach. lm Rahmen des Staat-Bürger-Dialoges sagt er

lhnen dazu vielleicht etwas, damit sie die Entscheidung besser einordnen

können, ob es an lhnen lag oder an etwas anderem.

Ungerecht und unbefriedigend ist im Ergebnis sicherlich, dass Sie den

Schaden nach den Gesichtsverbrennungen haben - und nun auch noch

die Verfahrenskosten tragen sollen.

Aber trösten Sie sich vielleicht damit, dass auch ich als Rechtsanwalt an

diesem PKH-Mandat nichts verdient habe. Die Prozesskostenhilfe-

Vergütung eines sich über mehr als vier Jahre hinziehenden Arzthaf-

tungsmandats mit mehr als 650 Blatt Verfahrensakte deckt nicht einmal

die Betriebskosten meiner Kanzlei. lch werde solche Mandate zukünftig

nicht mehr annehmen."

und vom 13.07.2020, zum Oberlandesgericht Köln im Verfahren 5 U 175119

mit dem lnhalt

,,erhebe ich seitens der Berufungsklägerin

Gegenvorstellu'ng

gegen den Beschluss des Senats vom 10.6.2020, zugestellt am

29.6.2020.

Der Senat mag ggf. erneut in eine Selbstprüfung eintreten, ob er mit die-

sem Beschluss den Anspruch der Klägerin auf rechtliches Gehör noch

gewahrt sieht (lch nicht).

Das Landgericht hat keine Hinweise erteilt, und auch der Senat vermag

anderes nicht zu zitieren, wonach das Feststellungsinteresse nicht hinrei-

chend dargelegt worden wäre. lnsoweit lag eine Überraschungsentschei-
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dung vor, die die Zulassung weiteren diesbezüglichen Vortrages in der Be-

rufu ngsi nstanz gebietet.

Der Senat kennt die dazu ergangenen unzähligen Judikate des Bundesge-

richtshofs und des Bundesverfassungsgerichts noch sehr viel besser, als

ich.

lch zitiere erneut den Herrn Senatsvorsitzenden mit seinem Skript vom

29.1.2020:

Vll. Die Verfahrenskomplizierung von Verfahren durch die Rechtspre-

chung des BGH

Nach einem bekannten - in der forensischen Praxis keineswegs überspitz-

ten Bonmot von Geis beginnt die Verjährung von Arzthaftungsansprüche

(sic) nicht eher zu laufen, bis der Patient den Kenntnisstand des Vorsit-

zenden Richters der letzten mündlichen Tatsachenverhandlung in der Be-

rufungsinstanz hat. Dies hat folglich auch Auswirkungen auf der [sic] Dar-

legungslast für das Feststellungsinteresse und es begegnet erheblichen

Zweifeln, ob der Beschluss vom 10.6.2020 zutreffend sein kann, wenn die

Kläger doch vom Zeugen Akgül ,,als Schweizer Arzt" in (sic) Kosmetikstu-

dio der Beklagten behandelt wurde, dass auch die Nachbehandlung kei-

nerlei Heilbehandlungscharakter gehabt haben soll. lch kann dazu nur Be-

fremden und Unverständnis äußern.

Da meine Möglichkeiten, auf den Senat einzuwirken, jedoch begrenzt er-

scheinen, habe ich der Klägerin persönlich anheimgestellt, sich mit einer

Petition, bzw. mit der Bitte um Erläuterung, welches die ,,wahren Gründe"

für diese Hartherzigkeit waren, persönlich an den Herrn Senatsvorsitzen-

den zu wenden.

lch habe mich bereits deutlich überobligatorisch in dieser PKH-

Angelegenheit engagiert; ggf, möchte ihr der Herr Vorsitzende ihr dazu

selber antwoften.
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lch verweise im Übrigen auf die Anlage.

sowie vom 17.09.2020, an seine Mandantin, mit dem lnhalt

,,Sehr geehrte Frau G,

was kann ich lhnen sagen? Die Anhörungsrüge wurde zurückgewiesen.

Der Senat räumt im Beschluss vom 24.8.2020 die Gehörsverletzung in 1.

lnstanz nunmehr zwar ein, bemerkt dazu jedoch, diese hätte sich angeb-

lich nicht ausgewirkt, weil sie lhren materiellen Schaden nicht bewiesen

hätten. Das ist sicherlich nicht haltbar, Die Gehörsverletzung kann hin-

sichtlich ihrer Folgen im Verfahren nach $ 522 ZPO bei einem Gesund-

heitsschaden einerseits schon gar nicht abschließend geklärt werden.

Zum anderen hat der Sachverständige nicht geäußert, dass es eine Scha-

densentwicklung nie (Hervorhebung im Original) gegeben hätte, weswe-

gen Sie zumindest zur Bezifferung lhres Vergangenheitsschadens hätten

aufgefordert werden müssen, wenn die Schadensentwicklung - wie nicht

(edenfalls kann das Oberlandesgericht dies allein aufgrund der Verfah-

rensakten nicht wissen) - zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung be-

reits abgeschlossen gewesen sein sollte. Zum Zeitpunkt der Klageerhe-

bung war dies sicherlich noch nicht der Fall, denn warum wäre lhnen sonst

zur Prozessführu ng wegen eines Feststellungsi nteresses Prozesskosten-

hilfe gewährt worden. Es ergibt schlichtweg keinen Sinn, dass lhnen vom

Landgericht Prozesskostenhilfe zur Verfolgung eines Feststellungsinteres-

ses gewährt wurde, welches dann aber ohne jedwede richterlichen Hin-

weise verworfen wurde, ln der juristischen Fachsprache gibt es für diese

Beliebigkeit einen Begriff: Willkür.

Richtig istzwar, dass an die Rüge nach $ 321a ZPO keinegroßen Erwar-

tungen geknüpft werden durften. Sie ist bloße Formvoraussetzung. Das

Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber im Jahre 2004 dazu auf-

gefordert, dieses lnstitut in das Gesetz aufzunehmen, weil es keine Lust
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mehr hatte, sich ständig mit den Gehörsverletzungen durch die Fachge-

richte herumplagen zu müssen. Gebracht hat dies jedoch nichts; es gibt

keinen Fall, wo eine Anhörungsrüge schon einmal zu mehr als der bloßen

Korrektur von Rechtsschreibfehlern (sic) geführt hätte. Die Justiz unterläuft

diesen Rechtsbehelf auf kaltem Wege.

Was ich lhnen nun verrate, wird mir der Vizepräsident des Oberlandesge-

richts zwar gewiss noch einmal sehr verübeln, aber aus dem Mandatsver-

hältnis heraus fühle ich mich verpflichtet, lhnen die Wahrheit überdies

stets nicht vorzuenthalten.

sie wurden - wie man so sagt - gefickt (Hervorhebung im original), zwar

wollte das Oberlandesgericht ganz offensichtlich mich treffen, weil ich an

anderer Stelle zurückliegend grundlegende Meinungsverschiedenheiten

mit dem Senat hatte; getroffen hat es jedoch Sie. Leider ist dies ein gene-

relles und in der Rechtswissenschaft bis heute nicht gelöstes Problem.

Richter ertragen ,,selbstbewusste Rechtsanwälte" nur bis zu einem gewis-

sen Grad. Sie bevorzugen es, wenn wir uns ihnen in geduckter Haltung

nähern, kriechen und unsere Schriftsätze mit schleimigen Akzenten gar-

nieren, in denen wir dem Gericht Unterwürfigkeit bekunden und der Weis-

heit seiner Rechtsprechung huldigen. Hält ein Rechtsanwalt hingegen

auch mal dagegen, sucht et zu Rechtsfragen in facie curiae den herr-

schaftsfreien Diskurs, entsagt nass forsch derlgglhe.!1-lose_und fällt bei Af o)L^, ot,
diesem Demutsritual durch, muss er sehr vorsichtig sein: Es gibt in der fo-

rensischen Arbeit kaum etwas gefâhrlicheres, als durch die Kränkung sei-

nes Berufsnarzissmus das Vergeltungsbedürfnis eines Richters hervorge-

rufen zu haben - und unwissentlich (manches Beben kündigt sich nur lei-

se an) befand ich mich wohl gerade auf der,,Abschussliste" des Senats.

Der Herr Vizepräsident, offenbar leicht über erregt war und als oberstes

lnteresse vom Schutz seiner lnstitution geleitet, wird dazu einwenden, sei-

ne Richter wären nicht so atavistisch und primitiv. Sie seien kultiviert, ge-

bildet und könnten Sach- und Beziehungskisten selbstverständlich vonei-

nander trennen. Würde man diesen Punkt in einer soziologischen Studie
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hingegen einmal untersuchen, würde das Gegenteil herauskommen.

Rechtsprechung ist ,,immer ein Akt des bewertenden Erkennens, dem

auch willenshafte Elemente nicht fehlen" (so ein vormaliger BVerfG-

Präsident), Juristen sind nicht immer Freunde des offenen Wortes: Gerne

verschanzen sie sich hinter umständlichen Satzkonstruktionen und eigen-

willigen Wortschöpfungen. Berücksichtigt man bei ihren Entscheidungen

jedoch auch deren Genesis, wird deutlich, dass sich Richter mindestens

ebenso von Sympathie und Antipathie leiten lassen, wie von Gesetzen.

Und dass sie Sach- und Beziehungsfragen bei der Verfahrensleitung und

in ihren Urteilen nahezu ständig durchmischen. Wenn Richter einem

Rechtsanwalt etwas ,,vergelten" wollen, springt ihr Reptiliengehirn an; sind

Sie für die Regulierung'ihrer Affekte auch zum Verrat am Recht bereit;

können sie auch hinÞrto2ig und gemeln (Hervorhebungen im Original)

werden.

Der deutsche Richterbund hat dazu zwat einen Ethikkodex aufgelegt, wo-

nach man solches nicht tun soll. Dieser ist jedoch unverbindlich und ändert

nichts daran, dass wir in einem ,,Richterstaat" leben, nicht - wie fälschlich

vermutet - in einem ,,Rechtsstaat", da Recht nicht das ist, was der demo-

kratisch legitimierte Gesetzgeber vorgegeben hat, sondern was die jeweils

letzte lnstanz - hier das Oberlandesgericht Köln - im Einzelfall daraus

macht.

Bis heute hält sich eine Lernerfahrung, die die deutsche Richterschaft in

der Nachkriegszeit geprägt hat, die ihr ein Gefühl von Erhabenheit und

vom Leben in einer Art besonderem Koordinatensystem vermittelt, dass

sie nämlich mit allem davonkommen konnte.

Da eine sachliche Erklärung für die vorliegende Verfahrensleitung aus-

scheidet, bleibt als einziglogische und den zeitlichen Kontext naheliegen-

de Erklärung somit nur, dass der Herr Senatsvorsitzende offenkundig mal

,,sein Revier markieren" und mir zeigen wollte, ,,wer die Hosen anhat", Weil

er jedoch zu vezagt war, damit unmittelbar zu mir zu kommen, lässt er

sein ,,Vergeltungsbedürfnis" an lhnen - als meiner Mandantin - ab und

versteckt sich dabei hinter seinem Schreibtisch.
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Leider ist dies in Deutschland kein Einzelfall: Richter stauen negative

Emotionen auf und verschaffen sich Katharsis, in dem sie diese dann bei

anderer Gelegenheit, in anderen Kontexten, ventilieren. Und treffen damit

unbeteiligte. unser ,,schweinesystem" hat diesen webfehler. Das Grund-

gesetz erklärt Richter in Art. 97 Abs. 1 GG für ,,unabhängig"; und diesen

Auftrag führen sie aus. Tun was sie wollen. Das dagegen geschaffene

Regelungskonzept der Kontrolle durch eine höhere lnstanz ist defìzitär, wo

diese höhere lnstanz selber zum Teil des Problems wird, Die Politik hat

sich bislang als zu schwach erwiesen, diesem Treiben Einhalt zu gebieten.

Wenn ein Anwalt solche Kritik dann jedoch mal ausspricht, die Missstände

in unserem Justizsystem offen beim Namen nennt, hat der Herr Senats-

vorsitzende nicht den Mut, Gegenrede zu halten und damit zu mir zu

kommen, sondern versteckt sich hinter seiner Behördenleitung, lässt diese

Strafanzeige gegen mich erstatten und möchte mich ,,mundtot" machen.

Obgleich der Justizminister ihm ein hohes Amt anvertraut hat, reagiert der

hohe Herr in punkto Emotions- und Aggressionsabfuhr emotional somit

eher flach; aus der Froschperspektive. ln der Zeit, die er darauf venruendet

hat, zu begründen, warum der Senat nicht mündlich verhandeln möchte,

hätte er bereits zwei Sitzungen abhalten können.

Soviel zu der Frage, ob Richter Beziehung und Sache voneinander tren-

nen können. Einige können es offenbar leider nicht.

Die Berufungszurückweisung trift - wie gesagt - jedoch weniger mich,

auch wenn der Subtext der Entscheidung eher auf mich zielt, sondern

letztlich Sie. Sie müssen diese Zeche nun zahlen. Was, wovon ich über-

zeugt bin, dem Oberlandesgericht in lhrem Fall jedoch auch leichter gefal-

len ist, als bei einer deutschen Klägerin. Auch dies ist ein weiteres Prob-

lem, das sich erst allmählich und viel zu langsam in der deutschen Justiz

wandelt: ln die Richterämter strömen Kinder deutscher bürgerlicher Fami-

lien, die auch später in den Werten und Überzeugungen ihres Herkunfts-

milieus verhaftet bleiben. Mama und Papa haben ihnen das Studium
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finanziert; materielle Not haben die wenigsten von ihnen selber mal erfah-

ren. Wozu daher nicht unbedingt immer ein Verständnis für gesellschaftli-

chen Wandel gehört; manche fühlen sich durch die Zuwanderung der letz-

ten Jahrzehnte überfordert, ln Köln haben zwar inzwischen knapp 38%

der Bevölkerung einen Migrationshintergrund; diese ethnische Vielfalt

spiegelt sich in der Justiz jedoch leider noch immer nicht wieder [sic].

Wenn beim Oberlandesgericht Köln hier und da mal Menschen mit Migra-

tionshintergrund arbeiten, dann gewiss nicht in Entscheidungspositionen,

sondern eher im Reinigungsdienst oder in der Küche. Die Rechtsprechung

in Deutschland ist fest in der Hand der,,Bio-Deutschen".

Diese Leute können - und wollen - sich, bis an ihr Lebensende auskömm-

lich vom Staat alimentiert, wohl gar nicht vorstellen, wie das ist, wenn lhr

Mann derzeit in der Corona-Krise seine Arbeit verloren hat, Sie sechs

minderjährige Kinder zu versorgen haben und - obgleich die Haftung dem

Grunde nach zu lhren Gunsten entschieden wurde - lhnen die gesamten

Verfahrenskosten, einschließlich deren der Gegneranwälte auferlegt wer-

den,

Der Herr Senatsvorsitzende hingegen verdient in der Gehaltsstufe R3 be-

reits mit seinem Grundgehalt jährlich knapp 1OO.0O0 €. Seine Ehefrau ist

Amtsleiterin, Das Haus wird abbezahlt sein; die Kinder bereits eruvachsen.

Er hat auch demnächst im Ruhestand auf Kosten der Steuerzahler noch

immer mehr verfügbares Haushaltseinkommen als drei Durchschnittsar-

beitnehmer zusammen.

Sie hingegen müssen mit Zuschüssen auskommen, weil es mit sechs Kin-

dern schwierig ist, noch arbeiten zu gehen. Und obgleich er selber so viel

vom Staat nimmt, hat er nicht einmal den Anstand, lhnen Prozesskosten-

hilfe zu gewähren, Sie persönlich anzuhören, hinsichtlich der erlittenen

und vom Landgericht nicht weiter aufgeklärten materiellen Schäden und

macht,,kurzen Prozess" mit lhnen.

Wahrscheinlich hat er ihr Foto mit den verbrannten Gesichtspartien in der

Akte gesehen und zu sich selbst gesprochen: Die paar Bläschen nach den
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Verbrennungen; die sieht doch ohnehin pigmentie¡f aus. 500 € Schmer-

zensgeld sollen der reichen. (Hervorhebung im Original) (Oder so ähnlich,)

lnsgesamt eine sehr deutsche Art, in dieser Form Rechtsprechung zu be-

treiben. lch schäme mich für solch eine Justiz.

Aber trösten Sie sich. Der Vorsitzende Richter ist ein böser Mensch, wenn

er so entscheidet, dass Sie zusätzlich zum Schaden noch die Verfahrens-

kosten auferlegt bekommen. Und er ist schon alt. Bald ist er nicht mehr da

und kurze Zeit später wird sich bei solchen Entscheidungen auch niemand

gerne mal mehr an ihn erinnern. Sie hingegen haben ihr ganzes Leben

noch vor sich."

jeweils zum Rechtsstreit OLG Köln 5 U 175119

a) nicht gegen seine Pflichten als Rechtsanwalt aus der Bundesrechtsan-

waltsordnung und/oder der Berufsordnung für Rechtsanwälte verstoßen

habe,

b) hilfsweise zu a) in die Funktionsfâhigkeit der Rechtspflege durch das

Obedandesgericht Köln eingeg riffen habe.

2.

vorab die Zulässigkeit des Rechtswegs zur Anwaltsvenryaltungsgerichtsbar-

keit auszusprechen ($ 17a Abs. 3 GVG),

3.

hilfsweise für den Fall der Unzulässigkeit des beschrittenen Rechtswegs den

Rechtsstreit an das zuständige Gericht zu venrueisen,

4.

die Beiladung des Vorsitzenden Richters am Oberlandesgericht Dr. Peter

Thurn.

Der Beklagte beantragt,
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die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hält die Klage für unzulässig, Der Rechtsweg zum Anwaltsgerichts-

hof sei nicht eröffnet. Der Landesjustizverwaltung könne bei einem Rechtsstreit

vor dem Anwaltsgerichtshof hur insoweit eine Beteiligtenrolle zukommen, wie sie

ihre nach der BRAO oder dem EuRAG zustehenden rechtlichen Befugnisse ausü-

be und dadurch in die Rechte rjnd Pflichten des anderen Beteiligten eingriffe oder

diese beschränkt habe. Die vorliegende Streitigkeit entstamme nicht dem anwaltli-

chen Berufsrecht. Das beklagte Land berühme sich keiner durch die BRAO oder

dem EuRAG eingeräumten rechtlichen Befugnisse, gegen die der Kläger vor dem

Anwaltsgerichtshof Rechtsschutz begehren könne. Die Präsidentin des Oberlan-

desgerichts Köln habe mit der in Rede stehenden Strafanzeige und ihrer Be-

schwerde bei der für den Kläger zuständigen Rechtsanwaltskammer Frankfurt ihre

gegenüber dem in ihrem Bezirk tätigen Vorsitzenden Richter am Oberlandesge-

richt Dr. Thurn bestehende Fürsorgepflicht wahrgenommen. Die Präsidentin des

Oberlandesgerichts sei insbesondere nicht im Wege der Staatsaufsicht über eine

Rechtsanwaltskammer tätig geworden. Die Gesetzesmaterialien zu Paragraf 112a

BRAO stellten trotz der offen formulierten Zuweisung selbst heraus, dass die

Rechtswegeröffnung gegenüber anderen Rechtswegzuweisungen subsidiär sei.

Die Zuweisung nach $ 112 a BRAO sei demnach kein allgemeiner Auffangtatbe-

stand für sämtliches behördliches Handeln, welches den Rechtsanwalt in seinem

Handeln berühre.

Dem Kläger fehle es zudem am Rechtsschutzbedürfnis für die beantragte Fest-

stellung. An einem schützenswerten Rechtsverfolgungsinteresse fehle es, wenn

die Klage ungeeignet sei, den verfolgten Zweck zu erreichen. Dies sei hier der

Fall. Denn selbst bei angenommener Feststellung, dass der Kläger durch seine

Schreiben vom 06.07.2020 und vom 13.07.2020 nicht in die Funktionsfähigkeit der

Rechtspflege eingegriffen hätte, wäre dadurch weder die Präsidentin des Ober-

landesgerichts Köln gezwungen, den Strafantrag zurückzunehmen noch wäre die

Staatsanwaltschaft Köln gezwungen, die Ermittlungen einzustellen noch würde die

Entscheidung eine Bindungswirkung gegenüber der Rechtsanwaltskammer Frank-

furt entfalten. Auch wäre die Präsidentin des Oberlandesgerichts Köln im Rahmen
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ihrer gegenüber ihren Richterinnen und Richtern bestehenden Fürsorgepflicht wei-

terhiñ gehalten, der zuständigen Staatsanwaltschaft ein gegenüber ihren Richte-

rinnen und Richtern ausgeübtes möglichärweise strafbares Handeln zur Kenntnis

zu bringen.

Darüber hinaus sei die Klage auch unbegründet. Denn der Kläger habe gegen das

Sachlichkeitsgebot aus $ 43a Abs. 3 BRAO verstoßen. Der Kläger habe im An-

schluss an ein zu Ungunsten seiner Mandantin ausgegangenes Verfahren sach-

fremde Mittel ergriffen, und um die Mitglieder des 5. Zivilsenates zu diskreditieren

und Entscheidungen in der Zukunft zu seinen Gunsten zu beeinflussen. Dazu stel-

le der Kläger den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht in seinem Schrei-

ben vom 06.07.2020 ohne Anlass als sozial- und ausländerfeindlich sowie befan-

gen dar. ln seinem Schreiben an seine Mandantin vom 17.09.2020|asse sich der

Kläger nochmals ausführlich über die angeblich ausländerfeindliche Gesinnung

des Senates und des Vorsitzenden aus, Diese haltlosen Unterstellungen des Klä-

gers entbehrten jeden Zusammenhangs mit einer sachlichen Auseinandersetzung.

Erschwerend und abschließend trete auch entscheidend hinzu, dass der Kläger im

selben Atemzug mit den massiven Anschuldigungen seine Mandantin unter Preis-

gabe der Privatanschrift des Vorsitzenden des 5. Zivilsenates dazu aufgefordert

hat, selbst mit diesem in Kontakt zu treten. Dabei habe es der Kläger durch die

Herausgabe der Privatanschrift billigend in Kauf genommen, dass sich eine durch

haltlose Anschuldigungen hervorgerufene Wut und lnakzeptanz einer gerichtlichen

Entscheidung letztlich auch in physischer und psychischer Gewalt gegenüber dem

Vorsitzenden und seiner Familie entlade. Der Kläger sei offenbar nicht in der La-

ge, das Amt des erkennenden Richters von der Privatperson des Richters zu tren-

nen und gefährde dadurch nicht nur die physische Unversehrtheit der dienstha-

benden Richter, sondern akzeptiere auch die Beeinflussung der Justiz durch au-

ßerprozessuales Verhalten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Parteien wird auf den lnhalt

der gewechselten Schriftsätze nebst ihrer Anlagen venruiesen,
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Die Ven¡valtungsvorgänge der Beklagten 3170 E-T-5(7) lagen vor. Beigezogen

waren die Akten 25 O 117116 Landgericht Köln = 5 U 175119 Oberlandesgericht

Köln.

Der Senat hat die Parteien durch Verfügung vom24.02.2021 darauf hingewiesen,

dass er beabsichtige, den beschrittenen Rechtsweg durch Beschluss ohne münd-

liche Verhandlung für unzulässig zu erklären; er hat hierzu Gelegenheit zur Stel-

lungnahme gegeben.

[.

Der seitens des Klägers beschrittene Rechtsweg vor den Anwaltsgerichtshof ist

sowohl bezogen auf den Hauptantrag als auch auf den Hilfsantrag unzulässig,

$ l7a Abs. 2 Satz 1 cVG.

1.

Nach $ 112a Abs, 1 BRAO ist der Rechtsweg zut Anwaltsgerichtsbarkeit eröffnet

in allen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nach der BRAO, nach einer auf Grund

dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung oder nach einer Satzung einer

Rechtsanwaltskammer oder der Bundesrechtsanwaltskammer, soweit nicht die

Streitigkeiten anwaltsgerichtlicher Art oder einem anderen Gericht ausdrücklich

zugewiesen si nd (verwa ltu ngsgerichtli che Anwa ltssachen).

Für die Beurteilung des statthaften Rechtswegs kommt es auf die Natur des

Rechtsverhältnisses an, aus dem der Klageanspruch hergeleitet wird (vgl. Ge-

meinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes, Beschluss vom

10.04,1986 - GmS-OGB 1/85, juris Rn. 10).

2.

Die Klage des Klägers zielt im Hauptantrag auf die Feststellung, dass er durch

seine Schreiben vom 06.07.2020 und vom 13.07.2020 nicht gegen seine Pflichten
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als Rechtsanwalt aus der Bundesrechtsanwaltsordnung und/oder der Berufsord-

nung für Rechtsanwälte verstoßen habe.

Bei iqolierter Betrachtung des Klageantrags zielt dies auf eine Bewertung des ei-

genen Verhaltens des Klägers. lnhaltlich und zeitlich steht das Feststellungsbe-

gehren des Klägers im Zusammenhang mit dem diesen Schreiben nachfolgenden

Schreiben der Präsidentin des Oberlandesgerichts Köln vom 20.07.2020, mit dem

diese gegenüber der Staatsanwaltschaft Köln Strafantrag gegen den Kläger ge-

stellt hat. lm Hinblick darauf, dass der Kläger gerade dieses Schreiben als ,,ein-

schüchternd und intimidierend" bewertet hat, ist davon auszugehen, dass dieses

Schreiben den Bezugspunkt bildet für die von dem Kläger begehrte Feststellung.

Das Schreiben der Präsidentin des Oberlandesgerichts Köln vom 20.07.2020 steht

jedoch in keiner Beziehung zur BRAO, zu einer auf Grund dieses Gesetzes erlas-

senen Rechtsverordnung oder zu einer Satzung einer Rechtsanwaltskammer oder

der Bundesrechtsanwaltskammer. Denn es steht mit dem anwaltlichen Berufsrecht

in keinerlei inhaltlichem Bezug. Vielmehr steht das Schreiben vom 20.07.2020 ne-

ben dem strafrechtlichen Bezug allein in einem Bezug zum richterlichen Dienst-

recht. Denn - wie das Schreiben vom 20.07.2020 ausdrücklich ausweist - hat die

Präsidentin des Oberlandesgerichts Köln den Strafantrag ,,als Dienstvorgesetzte"

des VROLG gestellt. Die damit ausgeübte Strafantragsbefugnis gemäß $ 194 Abs,

3 Satz 1 StGB soll dem Dienstvorgesetzten die Möglichkeit geben, sich schützend

vor seine Untergebenen zu stellen und damit seiner Flrrsorgepflicht nachzukom-

men und das möglichen¡veise mitbetroffene Ansehen der Dienststelle wiederher-

zustellen (vgl. MünchKomm/Regge/Pegel,3, Aufl., S 194 StGB Rn.24; Schön-

ke/Schröder/Eisele/Schittenhelm, 30. Aufl., S 194 StGB Rn. 10). Damit enrueist

sich, dass das Schreiben vom 20.07.2020 ausschließlich straf- und dienstrechtli-

chen Bezug hat und in keiner Weise ein auf das anwaltliche Berufsrecht weisen-

der Bezug gegeben ist.

Zwar hat der Kläger sein Schreiben vom 06.07.2020 an seine Mandantin gerichtet

und ist damit im Rahmen des anwaltlichen Geschäftsbesorgungsvertrags tätig

geworden. Ebenso hat der Kläger das Schreiben vom 13.07.2020, bei dem es sich

um einen für seine Mandantin gefertigten Schriftsatz gegenüber einem Gericht
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gehandelt hat - welches im Schreiben vom 20.07.2020 der Präsidentin des Ober-

landesgerichts Köln nicht erwähnt ist und auch sonst nicht Gegenstand dieses

Schreibens ist -, ebenfalls im Rahmen des anwaltlichen Geschäftsbesorgungsver-

trags gefertigt.

Dieser Bezug der seitens des Klägers gefertigten Schreibens zu seiner anwaltli-

chen Tätigkeit führt jedoch nicht dazu, dass die Schreiben des Klägers vom

06.07.2020 und vom 13.07.2020 oder das Schreiben der Präsidentin des Ober-

landesgerichts Köln allein schon deswegen einen Bezug auf das anwaltliche Be-

rufsrecht oder die BRAO oder die BORA hätten.

Nicht alle im weitesten Sinne berufsrechtlichen Streitigkeiten, die sich aus dem

Rechtsanwaltsverhältnis ergeben können, sind der Anwaltsgerichtsbarkeit zuge-

wiesen, sondern nur die öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten aus der Anwendung

der BRAO, des EuRAG und der von diesen abgeleiteten Rechtsnormen (Gai-

erANolf/Göcken/Schmidt-Ränsch, Anwaltliches Berufsrecht, 3, Aufl., S 112a BRAO

Rn. 5); öffentlich-rechtliche Streitigkeiten aus der Anwendung anderer Normen

sind von dieser Rechtswegzuweisung nicht erfasst (GaierA/úolf/Göcken/Schmidt-

Ränsch, a.a.O.; Feuerich/Kilimann, 10, Aufl,, $ 112a BRAO Rn. 2).

Anders als der Kläger meint kann er den Rechtsweg zur Anwaltsgerichtsbarkeit

nicht dadurch eröffnen, dass er bei gleichbleibendem Lebenssachverhalt seine

Antragstellung um einen Antrag en¡ueitert, de¡ die Frage nach einem Verstoß ge-

gen seine Pflichten aus der BRAO und/oder der BORA aufwirft. Das Rechtsver-

hältnis des Klägers zu der Beklagten wird nicht dadurch zu einer Streitigkeit nach

der BRAO oder nach der BORA, weil der Kläger im Verhältnis zu der Beklagten

die Feststellung begehrt, dass er durch seine beiden Schreiben gegen seine

Pflichten aus der BRAO oder der BORA verstoßen habe. Der Standpunkt des Klä-

gers führt zu einer konturlosen Zuweisung aller Streitigkeiten vor die Anwaltsge-

richtsbarkeit, soweit diese nur aus dem Handeln eines Rechtsanwalts resultieren.

Eine solche uferlose Rechtswegzuweisung zur Anwaltsgerichtsbarkeit liegt der

gesetzlichen Konzeption des $ 112a BRAO nicht zugrunde.
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3.

Auch der durch den Hilfsantrag des Klägers hergestellte Bezug zu der,,Funktions-

fähigkeit der Rechtspflege durch das Oberlandesgericht Köln" schafft keinen Be-

zug auf eine Streitigkeit nach der BRAO, nach einer auf Grund dieses Gesetzes

erlassenen Rechtsverordnung oder nach einer Satzung einer Rechtsanwaltskam-

mer oder der Bundesrechtsanwaltskammer, Auch hier ist entscheidend, dass nicht

alle im weitesten Sinne berufsrechtlichen Streitigkeiten, die sich aus dem Rechts-

anwaltsverhältnis ergeben können, der Anwaltsgerichtsbarkeit zugewiesen sind,

sondern nur die öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten aus der Anwendung der BRA-

O, des EuRAG und der von diesen abgeleiteten Rechtsnormen.

4.

Mangels Rechtswegzuständigkeit des angerufenen Anwaltsgerichtshofes war der

Rechtsstreit durch Beschluss ohne mündliche Verhandlung nach Gewährung

rechtlichen Gehörs an das Venrualtungsgericht Köln zu venrueisen, $ 17a Abs.2

Satz 1 GVG. Denn es handelt sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht-

verfassungsrechtlicher Art, die nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht

ausdrücklich zugewiesen ist, $ 40 Abs. 1 Satz 2 VwGO. Nach dem Vortrag des

Klägers (so etwa sein Schriftsatz vom 07.12.2020, Bl.212 GA) hat der Beklagte

hoheitlich gehandelt, indem er seine Staatsanwälte gegen ihn, den Kläger, losge-

schickt habe. Nach dem für die Frage der Rechtswegabgrenzung zugrunde zu

legenden Klagevortrag ist der Sachverhalt dadurch geprägt, dass die Parteien zu-

einander in einem hoheitlichen Verhältnis der Über- und Unterordnung stehen und

sich das beklagte Land den Mitteln des öffentlichen Rechts bedient hat,

5.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf $ 194 Abs. '1 Satz 1 BRAO, $ 52 Abs, 2 GKG.

Eine Veranlassung, die Beschwerde nach $ 112a Abs. 2 Nr.2 BRAO, $ 17a Abs.

4 Satz 4 und 5 GVG zuzulassen, besteht nicht. Die vorliegend aufgeworfenen

Rechtsfragen haben keine grundsätzliche Bedeutung; der Senat weicht von einer

Entscheidung eines obersten Gerichtshofs des Bundes oder des Gemeinsamen

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes nicht ab.
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Rechtsmittel beleh ru ng

Dieser Beschluss ist in allen Teilen unanfechtbar.

Lungerich Prof. Dr. Frieser

Kilimann

Pliester

Dr, Braams
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